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Das Bundesstrafgericht ist auf dem Holz-
weg – kein Zugriff auf geheime Amts-
akten
Gespräch zwischen einem Strafrechtler und einem Staatsrechtler
zur Kontroverse um die Tinner-Dokumente
Der Zürcher Strafrechtsprofessor Andreas
Donatsch und sein Fakultätskollege, der
Staatsrechtsprofessor Alain Griffel, analy-
sieren im Gespräch den Konflikt zwischen
Strafuntersuchungsbehörden und Bundes-
rat bezüglich der Herausgabe der Tinner-
Akten. Der Untersuchungsrichter hat ver-
gangene Woche eine Hausdurchsuchung
bei der Bundeskriminalpolizei durch-
geführt und einen Tresor mit dem Schlüs-
sel zu den Akten versiegelt.
Herr Donatsch, ich frage Sie als Strafrechtsprofes-
sor zuerst: Verhinderte der Bundesrat mit seiner
Weigerung, die Tinner-Akten herauszugeben,
nicht, dass der Staat seiner Pflicht nachkommen
kann, bei Verdacht auf eine Straftat eine Strafunter-
suchung durchzuführen?
Andreas Donatsch: Es ist Aufgabe der Straf-
verfolgungsbehörden, den Sachverhalt möglichst
umfassend abzuklären. Aber bei dieser Aufgabe
gibt es immer auch Grenzen. Allgemein bekannt
ist etwa das Recht des Beschuldigten und von be-
stimmten Zeugen zur Verweigerung der Aussage.
Zum Kreis der einem Verfahren entzogenen In-
halte gehören auch die Amtsgeheimnisse. Wenn
ein Beamter über ein Amtsgeheimnis befragt
werden soll, darf er nicht Auskunft geben, ausser
die vorgesetzte Behörde erteilte ihm die Geneh-
migung dazu.
Und was gilt bei Akten?
Donatsch: Gleiches gilt für die Herausgabe
von Amtsakten. Auch hiezu benötigt ein Staats-
angestellter die Zustimmung seines Vorgesetzten.
Der Bundesrat ist jedoch in der Tinner-Sache
selbst die höchste Instanz und entscheidet daher
abschliessend über die Herausgabe von Doku-
menten, die er als geheim einstuft. Mit dieser
Regelung sind der Wahrheitsermittlung somit
durch das Strafprozessrecht selbst Grenzen ge-
setzt. Das ist nichts Aussergewöhnliches, sondern
es ist alltäglich und selbstverständlich, dass man
im Strafverfahrensrecht bei seiner Pflicht zur
Wahrheitserforschung an Grenzen stösst.
Keine Beschlagnahme von Amtsakten
War also der Vorgang, dass der Eidgenössische
Untersuchungsrichter eine Hausdurchsuchung bei
der Bundeskriminalpolizei durchführte, den Tre-
sor mit den Schlüsseln zu den Akten beschlag-
nahmte und versiegelte, widerrechtlich, oder durfte
er so vorgehen?
Donatsch: Das ist schwierig zu beantworten.
Die Massnahme der Beschlagnahme und Siege-
lung ist für amtliche Akten jedenfalls im Bundes-
strafverfahren nicht vorgesehen. Sie gilt nur bei
Privat- und Berufsgeheimnissen. Richtigerweise
hatte der Untersuchungsrichter zunächst die Ak-
ten herausverlangt. Deren Herausgabe der Bun-
desrat aber bis heute verweigert. Damit war
eigentlich endgültig entschieden und der Zugriff
für die Strafuntersuchungsbehörden verunmög-
licht. Das Bundesstrafgericht sah das aber offen-
bar anders, indem es die Beschlagnahme und Ver-
siegelung der Akten in seinen Erwägungen emp-
fahl. Im Ergebnis muss es letztlich aber auf das-
selbe herauskommen. Denn das Bundesstrafge-
richt darf meines Erachtens das Geheimnis, d. h.
die für geheim erklärten Akten, nicht entsiegeln.
Der Untersuchungsrichter hätte also nur die Akten
herausverlangen dürfen. Was danach geschah, Be-
schlagnahme und Versiegelung, ist im Bundesstraf-
verfahren nicht vorgesehen.
Donatsch: Für die Beschlagnahme von gehei-
men Akten bei Behörden gibt es keine Grundlage
im Bundesstrafprozess. Und die Siegelung von
Dokumenten ist ausdrücklich nur bei Privat- und
Berufsgeheimnissen vorgesehen. Der Weg zu ge-
heimen Amtsakten führt über die Bewilligung
durch die vorgesetzte Behörde.
Wenn Sie sich nun aber in die Rolle des Unter-
suchungsrichters versetzten: Dieser möchte die
Akten beiziehen und ist allenfalls bereit, sie später
im Verfahren als geheim einzustufen. Wird durch
die Weigerung des Bundesrates der Untersu-
chungsrichter in seiner Aufgabe nicht übermässig
behindert?
Donatsch: Natürlich ist er behindert, genauso
behindert ist er aber auch, wenn der Angeschul-
digte nicht aussagt oder ein Ehegatte das Zeugnis
zum Verhalten seines Partners verweigert. Oder
wenn der Anwalt oder der Geistliche nicht dazu
befragt werden kann, was er in seiner Kanzlei
oder im Beichtstuhl erfahren hat.
Jeder handelte nach seinenKompetenzen
Herr Griffel, der Staatsrechtler befindet sich wahr-
scheinlich nach diesen Antworten des Strafrecht-
lers, die wir in dieser Deutlichkeit so noch nicht ge-
hört haben, nicht mehr in einer derart schweren
Zwickmühle. Offensichtlich gibt es keinen prinzi-
piellen Gegensatz zwischen dem staats- und dem
strafrechtlichen Vorgehen.
Alain Griffel: Für den Staatsrechtler stellt sich
die Situation zunächst einmal so dar, dass es in der
Tinner-Angelegenheit eine strafrechtliche bzw.
strafprozessuale Komponente gibt und, unabhän-
gig davon, eine eminent staatsrechtliche. Ich bin
erstaunt, dass diese staatsrechtliche Dimension
des Falles in der öffentlichen Diskussion bis jetzt
kaum zur Kenntnis genommen wurde. Dass die
Strafverfolgungsbehörden, gestützt auf Verfas-
sung und Gesetz, ermächtigt und verpflichtet
sind, bei Bestehen eines Verdachts einer strafba-
ren Handlung zu ermitteln und die strafprozes-
sualen Massnahmen zu ergreifen, steht ausser
Zweifel. Dies unabhängig davon, ob der letzte
Schritt des Untersuchungsrichters, die Beschlag-
nahme und Versiegelung, zulässig war oder nicht.
Was aber übersehen oder verkannt wird, ist, dass
hier auch der Bundesrat eine Zuständigkeit be-
sitzt. Sie stützt sich unmittelbar auf die Verfas-
sung, auf die Artikel 184 und 185, wo ihm zur
Wahrung der äusseren und inneren Sicherheit und
zur Wahrung der Interessen gegenüber dem Aus-
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land die Kompetenz gegeben wird, Notverord-
nungen und Notverfügungen zu erlassen. Es han-
delt sich dabei um eine selbständige Kompetenz
des Bundesrats als staatsleitendes Organ. Eine
Notverordnung oder Notverfügung bedarf nicht
der Genehmigung durch das Parlament.
Weshalb ist aber ein Konflikt entstanden?
Griffel: Das Problem besteht darin, dass beide
Seiten, der Bundesrat und die Strafverfolgungs-
organe, Zuständigkeiten in Anspruch nehmen, die
sie tatsächlich besitzen. Doch diese Zuständigkei-
ten kollidieren. Das heisst, es können nicht beide
Zuständigkeiten – jene betreffend die Wahrung
der inneren und äusseren Sicherheit und jene be-
treffend die möglichst umfassende Beweiserstel-
lung im Rahmen einer Strafverfolgung – gleich-
zeitig wahrgenommen werden. Die Frage ist nun,
wie diese Kompetenzkollision zu lösen ist. Das
wird weder in der Verfassung noch im Gesetz aus-
drücklich beantwortet, sondern kann sich letztlich
nur durch Auslegung der Verfassung ergeben.
Eine solche führt zum Resultat, dass wenn die
Voraussetzungen einer Notverfügung tatsächlich
gegeben sind, diese den strafprozessualen An-
sprüchen vorgeht.
Kein Rechtskonflikt
Es besteht somit ein Interessenkonflikt zwischen
Regierung und Strafverfolgungsbehörden. Es
herrscht aber keine Kollision mit Blick auf die ge-
setzlichen Vorschriften, wie die beiden Behörden
hätten vorgehen müssen?
Griffel: Was Herr Donatsch unter dem Titel
«Amtsgeheimnis» abgehandelt hat, hat den
staatsrechtlichen Hintergrund der Gewaltentren-
nung. Beide Betrachtungsweisen führen zum glei-
chen Ergebnis: Die Strafuntersuchungsbehörden
können auf geheime Akten, deren Herausgabe
der Bundesrat verweigert, nicht zugreifen.
Welche Auswirkungen hat die Vernichtung bzw. die
Sperrung von Akten in einem Strafverfahren?
Donatsch: Es kann sein, dass das Fairness-
gebot verletzt wird. Die Geheimhaltung kann zu-
lasten der Verteidigungsrechte gehen, wenn die
Beschuldigten etwa behaupten, darin fänden sich
für sie entlastende Tatsachen. Unterstellt nun das
Gericht diese als wahr, weil dem Beschuldigten ja
gerade der Staat die Möglichkeit der Entlastung
genommen hat, ergibt sich indessen kein Verstoss
gegen das Fairnessprinzip. Die Sperrung bzw. Ver-
nichtung der Akten kann zudem insgesamt zu
einer so dünnen Beweislage führen, dass ein
Schuldspruch nicht möglich ist. Ob das Fairness-
prinzip verletzt ist, kann letztlich nur gestützt auf
eine Beurteilung des gesamten Verfahrens beant-
wortet werden.
Können die beschuldigten Tinners gegen die Sper-
rung der Akten vorgehen?
Griffel: Für mich ist die Frage völlig offen; ich
bin aber skeptisch. Der Ansatzpunkt wäre Artikel
6 Ziffer 1 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention, der ganz generell in Strafsachen den An-
spruch auf Zugang zu einem Gericht gewährleis-
tet. Es fragt sich, ob dieser Anspruch «nur» be-
deutet, dass die Tinners im Falle einer Verurtei-
lung das Urteil ans Bundesgericht weiterziehen
und dort geltend machen können, ihre Verteidi-
gungsrechte seien missachtet worden, oder ob
man daraus ableiten möchte, dass bereits der Be-
schluss des Bundesrates zur Aktensperrung di-
rekt angefochten werden könne. Eine andere
Frage ist wiederum, wie materiell entschieden
würde. Ob das Geheimhaltungsinteresse vor der
Rechtsweggarantie zurücktreten müsste.
Keine absolute Gewaltentrennung
Die Geschäftsprüfungsdelegation warf dem Bun-
desrat vor, mit der Aktensperrung die Gewalten-
trennung zu verletzen und in ein Strafverfahren
einzugreifen.
Griffel: Es gibt nicht einfach eine starre, abso-
lute Gewaltentrennung. Die Gewaltenteilung ist
bis zu einem gewissen Grad ein flexibles System
mit Ausgleichs- und Kontrollmechanismen; das
ist aus verfassungsrechtlicher Optik etwas Nor-
males. Wenn die Voraussetzungen für eine Not-
verfügung gegeben sind, und das kann und darf
im Moment allein der Bundesrat beurteilen, dann
kann von einer Verletzung der Gewaltenteilung
nicht die Rede sein.
Wenn ich Sie richtig verstanden habe, ist der recht-
liche Konflikt gelöst, indem nämlich die Regierung
den Vorrang hat, weil sie abschliessend über die
Geheimhaltung entscheidet.
Donatsch: Ich sehe das nach der jetzigen
Rechtslage so. Die neue Strafprozessordnung des
Bundes wird gewisse Änderungen bringen. Neu
soll der Richter entscheiden, ob die Behörden
sich berechtigterweise auf die Nichtherausgabe
von Akten berufen, ohne dass er freilich dabei
den geheimen Inhalt erfahren darf. Das könnte in
einem Fall wie dem vorliegenden sehr schwierig
werden und nicht mehr als eine Scheinlösung
sein.
Griffel: Ich würde sagen, es besteht schon ein
Konflikt, nämlich ein Konflikt zwischen verschie-
denen staatlichen Interessen. Aber es besteht
kein Konflikt zwischen Strafrecht/Strafprozess-
recht auf der einen Seite und Staatsrecht auf der
anderen Seite. Das Strafprozessrecht ist vielmehr
bereits ausdifferenziert, was in einer solchen Kon-
fliktsituation zu tun ist.
Letztlich eine Güterabwägung
Politisch ist störend, dass der Bundesrat zur Wah-
rung der inneren und äusseren Sicherheit festlegt,
was geheim gehalten wird, und die Strafunter-
suchungsbehörden dadurch behindert werden, ein
Strafverfahren durchzuziehen.
Griffel: Das ist letztlich eine Güterabwägung,
wie sie im Recht häufig vorkommt. Es gibt oftmals
Konfliktsituationen, die in einem nicht ganz be-
friedigenden Ergebnis enden. So gibt es noch viel
krassere Beispiele. Denken Sie etwa an die Frage,
ob ein Passagierflugzeug abgeschossen werden
darf, wenn man annehmen muss, dass es als Waffe
zu terroristischen Zwecken missbraucht wird und
gleichzeitig vielleicht Tausende Menschenleben
auf dem Spiel stehen.
Zu enger Blick
des Bundesstrafgerichts
Hätte man klüger vorgehen können, so dass dieser
Konflikt zwischen den Strafuntersuchungsbehör-
den und dem Bundesrat, der die Staatsinteressen
zu wahren hat, gar nicht entstanden wäre?
Griffel: Ja, mit Bezug auf den Höhepunkt des
Krimis jedenfalls. Das Bundesstrafgericht hätte
ganz eindeutig klüger vorgehen können in seinem
Entscheid vom 8. Juli, indem es nicht ausschliess-
lich eine enge und, wie gesehen, zu enge strafpro-
zessuale Optik eingenommen hätte. Es hätte viel-
mehr die ganze rechtliche und damit auch staats-
rechtliche Dimension mit einbeziehen müssen,
dann wäre diese doch eher groteske Hausdurch-
suchung wohl unterblieben. Den Hauptvorwurf
muss man dem Bundesstrafgericht machen. Dass
sich die ausführenden Organe an seine Empfeh-
lung gehalten haben, ist diesen weniger vorzuwer-
fen. Ob der Bundesrat selbst klüger hätte vor-
gehen können, lässt sich wiederum ohne Kenntnis
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dessen, was der Bundesrat weiss, von aussen
kaum beurteilen.
Interview: Claudia Schoch
